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- Drucksache 16/5209 - 


Haltung der Bundesregierung zu einer Verquickung wirtschaftlicher Interessen bei 
der Arbeitsgemeinschaft Jugend und Bildung e. V. am Beispiel des Arbeitsblattes 
„Wird der Generationenvertrag brüchig?“ 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Die Arbeitsgemeinschaft Jugend und Bildung e. V., die mit dem Bundesminis- 
terium für Arbeit und Soziales zusammenarbeitet, hat unter www.sozialpoli- 
tik.com ein Arbeitsblatt zum Thema Rente mit 67 erstellt, das ebenfalls auf der 
Seite des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) abrufbar ist. Im 
Arbeitsblatt wird unterstellt, dass der Generationenvertrag brüchig werde und 
aufgrund der demographischen Entwicklung die Erhöhung des Renteneintritts- 
alters auf 67 Jahre zwingend notwendig sei. 

Neben zahlreichen Bundesministerien und Kultusministerien der Länder be- 
steht eine enge Kooperation mit anderen sog. Partnern wie Verbänden und 
Unternehmen, darunter der Gesamtverband der deutschen Versicherer, die 
Dresdner Bank oder die Bertelsmann Stiftung. Gemeinsam mit diesen Sponso- 
ren werden von der Arbeitsgemeinschaft Medien für den Unterricht veröffent- 
licht, Schulprojekte organisiert und Veranstaltungen durchgeführt. Sie sorgt 
nach eigener Auffassung so für Qualität und für die Akzeptanz in Schulen und 
Kultusministerien. 

Neben dem Sponsoring der Unternehmens- und Verbändepartner besteht zu- 
gleich eine enge Kooperation mit der Universum Verlags GmbH, deren Ge- 
schäftsführer, Siegfried Papst, als ehemaliger Leiter der politischen Abteilung 
der FDP fungierte und zugleich Vizepräsident des Stiftungsrates der Arbeits- 
gemeinschaft ist. Geschäftsführer der Stiftung ist Michael Jäger. Als Leiter der 
Redaktion Jugend und Bildung ist er ebenfalls beim Universum Verlag be- 
schäftigt. Enge Verbindungen bestehen über den Universum Verlag auch zum 
FDP-eigenen „liberal Verlag GmbH“, dessen Geschäftsführer, Christian Papst, 
als Generalbevollmächtigter des Universum Verlags in Berlin fungiert. 

Der Universum Verlag tritt zudem als Förderer der so genannten Initiative D21 
auf, in der Eigenwerbung „Europas größte Partnerschaft zwischen Politik und 
Wirtschaft (Public Private Partnership)“, in der Unternehmen der deutschen 
Wirtschaft als Mitglieder und Förderer vertreten sind. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 23. Mai 
2007 übermittelt. 
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Da der Universum Verlag auf seiner Homepage ebenfalls die Arbeitsblätter für 
Sozialpolitik zum Download anbietet, die im Auftrag des BMAS herausgege- 
ben werden, drängt sich für die Fragesteller die Vermutung auf, dass durch die 
enge Vernetzung der beteiligten Verbände und Unternehmen sowie des Univer- 
sum Verlags und der FDP auf die Ausgestaltung der Arbeitsblätter der Arbeits- 
gemeinschaft Arbeit und Bildung e. V. erheblicher Einfluss genommen wird 
und so der politisch neutral zu formulierende Bildungsauftrag nicht mehr ge- 
währleistet wird. Schülerinnen/Schülem und Lehrerinnen/Lehrem ist es zudem 
kaum möglich, diese wirtschaftlichen Interessen zu durchschauen und so eine 
möglichst objektive und kritische Sicht auf sozial- und gesellschaftspolitische 
Themen einzunehmen. 

Diese Interessensverquickung wird auch in einem Interview in der Zeitschrift 
„Positionen“ des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft 
deutlich (Heft 53, April 2007, S. 12 bis 15), in welchem die Präsidentin des Stif- 
tungsrates und Vorsitzende der Stiftung Jugend und Bildung e. V. und ehe- 
malige Vertreterin des Landes Berlin bei der Kultusministerkonferenz (KMK), 
Dr. Eva-Maria Kabisch, ausführlich die notwendige und engere Zusammen- 
arbeit der Wirtschaft mit Schulen und Ausbildungsstätten unterstreicht. Mit ge- 
meinsamen Veranstaltungen von Schulen, der Arbeitsgemeinschaft Bildung 
und Jugend, dem Universum Verlag, dem Bundesverband deutscher Banken, 
dem Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft sowie dem Bun- 
desverband Investment und Asset Management soll u. a. dieses Ziel erreicht 
werden. 


Vorbemerkung der Bundesregierung 

Die Arbeitsgemeinschaft Jugend und Bildung e. V. ist eine mit Arbeitnehmer- 
und Arbeitgebervertretern paritätisch besetzte, gemeinnützige Vereinigung mit 
Pädagogen und Publizisten, die es sich zur Aufgabe gemacht hat, die Bildung 
junger Menschen zu fördern. Dementsprechend ist es wesentliche Vorausset- 
zung, dass ihre Mitglieder wirklich Aufgaben in ihren Verbänden oder deren 
angegliederten Organisationen wahrnehmen, um als Vertreter innerhalb der Ar- 
beitsgemeinschaft ehrenamtlich tätig werden zu köimen. 

Die Arbeitsgemeinschaft ist Herausgeber des zu Beginn jeden Schuljahres er- 
scheinenden Schülerarbeitsheftes „Sozialpolitik für die Schule“ nebst einer Leh- 
rerhandreichung. Zusätzlich werden monatlich aktuelle Arbeitsblätter heraus- 
gegeben, die ins Internet gestellt werden. Ziel ist es, den Pädagogen mit diesen 
Publikationen aktuelles Unterrichtsmaterial zum Thema „Sozialpolitik“ zur Ver- 
fügung zu stellen, das keine Regierungspolitik in die Schulklassen trägt, sondern 
die Informations- und Diskussionsprozesse bei den Schülerinnen und Schülern 
anregen soll. Entsprechend werden die Schülerhefte vor Zusendung an die Schu- 
len den Kultusbehörden vorgelegt, die bisher nie ihre Zustimmung verweigert 
haben. 

Für diese Materialien ist die Arbeitsgemeinschaft 2005 mit dem „Comenius 
Siegel“ und 2006 mit dem „Comenius EduMedia Siegel“ der Gesellschaft für 
Pädagogik und Information e. V. (GPI) europaweit ausgezeichnet worden für 
pädagogisch, inhaltlich und gestalterisch herausragende IKT-basierte Bildungs- 
medien. Vor diesem Hintergrund werden die Fragen im Einzelnen wie folgt 
beantwortet; 


1 . Welches Ziel verfolgt das BMAS mit der Herausgabe von Arbeitsblättern 
für bestimmte sozial- und gesellschaftspolitische Bereiche? 

Aktuelle sozialpolitische Themen, die bei Redaktionsschluss des Schülerheftes 
über die Sozialpolitik noch keine Gesetzeskraft erlangt haben, sollen wegen 
ihrer Aktualität kurzfristig im Unterricht behandelt werden köimen. 
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2. Wie hoch sind die im Haushalt des BMAS vorgesehenen Haushaltsmittel 
für 

a) öffentliche Bildungsarbeit, 

b) die Arbeitsgemeinschaft Jugend und Bildung e. V.? 

a) Über Haushaltsmittel für öffentliche Bildungsarbeit verfügt das BMAS nicht. 

b) Die Kosten für die Arbeitsgemeinschaft werden aus Kapitel 11 01 Titel 543 01 
bestritten; sie betragen jährlich ca. 40 000 Euro. 


3. Gab es eine öffentliche Ausschreibung für den Auftrag, das Arbeitsblatt 
zum Generationenvertrag zu erstellen? 

Wenn nein, waram nicht? 

Wenn ja, nach welchen Kriterien wurde der Zuschlag erteilt? 

Das Arbeitsblatt zum Generationenvertrag wurde im Rahmen des Gesamtvertra- 
ges mit der Arbeitsgemeinschaft in der Reihe „Aktuelles Thema des Monats“ er- 
stellt. Der Gesamtvertrag wurde auf der Basis einer Ausschreibung geschlossen. 


4 . Wie hoch belaufen sich die Kosten für die Arbeitsblätter zur „Generationen- 
gerechtigkeit“? 

Für die Erarbeitung des aktuellen Themas Generationengerechtigkeit entstanden 
Kosten in Höhe von 1 300,00 Euro. 


5. Verfügt das BMAS über eigene staatlich ausgebildete Pädagogirmen und 
Pädagogen, um den didaktischen Inhalt des Arbeitsblattes bewerten zu kön- 
nen? 

Wenn nein, waram nicht? 

Das BMAS verfügt über keine eigenen staatlich ausgebildeten Pädagogen, um 
den didaktischen Inhalt der Arbeitsblätter zu beurteilen. Die fachpädagogische 
Beratung erfolgt durch die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft. Bei Verwen- 
dung der Arbeitsblätter als Unterrichtsmaterial obliegt die didaktische Aufberei- 
tung den Fachlehrern. 


6. Ist der Bundesregierung bekaimt, dass private Versicherangsverbände so- 
wie private Banken, darunter der Gesamtverband der Deutschen Versiche- 
rer, die Dresdner Bank sowie der Bundesverband Investment und Asset 
Management e. V., die Arbeitsgemeinschaft unterstützen? 

Die Arbeitsgemeinschaft wird nach Kenntnis der Bundesregierung durch die ge- 
nannten Verbände nicht unterstützt, auch nicht durch Sachleistungen. 


7. Sieht die Bundesregierung durch die einseitig dargestellte Argumentation 
auf dem Arbeitsblatt den bildungspolitischen Auftrag gefährdet, wenn Ver- 
treter der privaten Versicherangswirtschaft die Arbeitsgemeinschaft finan- 
ziell unterstützen? 

a) Wenn nein, waram nicht? 

b) Wenn ja, sieht sie Handlungsbedarf und zwar welchen? 

Die sozialpolitische Darstellung auf dem Arbeitsblatt wird durch die paritätisch 
besetzte Arbeitsgemeinschaft getragen. Einseitige Argumentationen sind wegen 
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dieser paritätischen Besetzung ausgeschlossen. Die Arbeitsgemeinschaft behan- 
delt die Themen der Arbeitsblätter autonom und weisungsfrei, aber in Abstim- 
mung mit dem BMAS. Der Arbeitsgemeinschaft obliegt es, die thematischen 
Aussagen als von allen Mitgliedern getragene Gesamtmeinung zu erarbeiten 
und darzustellen. 


8. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, dass für eine möglichst objektive 
Einschätzung der Anhebung des gesetzlichen Renteneintrittsalters auf 
67 Jahre Schülerinnen/Schüler eine weitaus breiter gefächerte Sichtweise 
benötigen? 

a) Wenn ja, wie will sie dies in Zukunft sicherstellen? 

b) Weim nein, wamm nicht? 

Im vorliegenden Fall der Arbeitsblätter zur Generationengerechtigkeit wurde 
durch die paritätisch besetzte Arbeitsgemeinschaft lediglich ein Themenschwer- 
punktaufriss gesetzt, der den Schülern als Grundlage weitergehender, eigener 
Recherche dienen soll und muss. 

Jeglicher persönlicher Meinungsbildungsprozess setzt Sammeln und Bewerten 
von Fakten und Meinungen in Eigeninitiative voraus. Dies gilt insbesondere bei 
einem Thema, das für Schüler noch in weiter Zukunft liegt. 


9. Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass die komplexe Problematik 
der aktuellen Situation der Gesetzlichen Rentenversichemng (GRV) auf 
einer halben D1N-A4-Seite ausreichend wiedergegeben werden kann? 

Wenn ja, warum? 

Siehe Antwort zu Frage 8. 


10. Führt das BMAS Evaluiemngen durch, etwa wie häufig ein Download des 
Arbeitsblattes erfolgt? 

a) Wenn ja, wie häufig erfolgte bisher ein Download des o. g. Arbeitsblat- 
tes? 

b) Wenn nein, wamm nicht? 

Bis zum 7. Mai 2007 wurde das Arbeitsblatt insgesamt 5 292 Mal heruntergela- 
den. 


1 1 . Welchen Einfluss hatte das BMAS auf die inhaltliche Ausgestaltung des 
Arbeitsblattes? 

Das BMAS hat keinen Einfluss auf die inhaltliche Ausgestaltung des Arbeits- 
blattes ausgeübt. 


12. N ach welchen inhaltlichen sowie nach welchen personellen Kriterien wur- 
den die drei Statements auf dem Arbeitsblatt ausgewählt? 

Die Auswahlkriterien wurden ausschließlich und autonom durch die paritätisch 
besetzte Arbeitsgemeinschaft festgelegt. 
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13. Ist dem BMAS bekannt, dass Prof. Dr. Thomas Straubhaar als Berater der 
vom Arbeitgeberverband Gesamtmetall finanzierten „Initiative Neue So- 
ziale Marktwirtschaft“ (INSM) fungiert? 

a) Wenn ja, sieht die Bundesregierung die Möglichkeit bzw. die Gefähr- 
dung einer direkten Beeinflussung eines staatlich finanzierten Unter- 
richtsmaterials oder eine indirekte Verbreitung von Werbebotschaften 
der privat finanzierten und von Wirtschaftsinteressen geleiteten INSM 
aufgrund des Statements von Prof. Dr. Thomas Straubhaar auf dem Ar- 
beitsblatt? 

b) Wenn nein, warum nicht? 

Prof. Straubhaar ist nicht Mitglied der Arbeitsgemeinschaft. Er wird im erwähn- 
ten Arbeitsblatt als einer von mehreren Vertretern gesellschaftlicher Interessen- 
gruppen zitiert. Die Zitate sollen einen Überblick über die politische Diskussion 
zur Rentenfrage geben. Zwischen der Arbeitsgemeinschaft und der „Initiative 
Neue Soziale Marktwirtschaft“ (INSM) bzw. Gesamtmetall gibt es nach Kennt- 
nis der Bundesregierung keine unmittelbaren personellen Verbindungen. 


14. Sind der Bundesregierung weitere Aktivitäten für andere privat finanzierte 
Institutionen von Prof. Dr. Thomas Straubhaar bekannt? 

a) Wenn ja, welche? 

b) Werm nein, warum nicht? 

Siehe Antwort auf Frage 13. 


15. Wie bewertet die Bundesregierung die Aussage der Arbeitsgemeinschaft 
auf ihrer Homepage, dass „Werbung (...) an Schulen verboten [sei]. Ma- 
terialien der Arbeitsgemeinschaft (...) [seien] daher grundsätzlich werbe- 
frei. Der Sponsor ist mit seinem Thema und als Mitherausgeber präsent.“? 

Die Arbeitsgemeinschaft handelt nicht als Sponsor, sondern lässt ausschließlich 
ihre Herausgeberschaft erkennen und macht deutlich, wie sie als Herausgeber 
handeln bzw. nicht handeln will. Sie gibt zu erkermen, dass sie sich kommer- 
ziellen Absichten Dritter durch Aufnahme von Werbebotschaften verschließt. 


16. Sieht die Bundesregierung in dem in Frage 15 genannten Zitat einen Wi- 
derspruch, wenn einerseits behauptet wird, Werbung sei in Schulen verbo- 
ten, gleichzeitig aber die Arbeitsgemeinschaft offen zugibt, dass sich „der 
Sponsor mit seinem Thema als Mitherausgeber präsentiert“? 

Siehe Antwort auf Frage 15. 


17. Teilt die Bundesregierung die Besorgnis, dass eine inhaltliche Beeinflus- 
sung der Arbeitsblätter durch den Geschäftsführer des Universum Verlags, 
Siegfried Papst, der zugleich Vizepräsident der Stiftung der Arbeitsge- 
meinschaft ist, möglich ist? 

a) Wenn nein, warum nicht? 

b) Werm ja, sehen das BMAS und die anderen Bundesministerien Hand- 
lungsbedarf in der Zusammenarbeit mit der Arbeitsgemeinschaft, und 
wenn ja, welchen? 

Alleiniger Herausgeber der Arbeitsblätter ist die Arbeitsgemeinschaft (vgl. Vor- 
bemerkung der Bundesregierung). 
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1 8 . Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass die T ätigkeit von Christian 
Renatus als Generalbevollmächtigter und zugleich Geschäftsführer des 
FDP-Verlags „liberal“ selbst Einfluss auf die inhaltliche Ausgestaltung 
des Lehnnaterials der Arbeitsgemeinschaft hat? 

a) Wenn ja, wie bewertet die Bundesregierung diese Personalverflech- 
tung? 

b) Wenn nein, warum nicht? 

Das BMAS verfügt weder über Erkenntnisse noch Hinweise darauf, dass Mit- 
glieder der Arbeitsgemeinschaft über ihre berufliche Position Einfluss auf die 
Publikationen der Arbeitsgemeinschaft nehmen. 


19. Welche Aufgaben nimmt Dr. Joachim Vollmuth, Ministerialrat im Bundes- 
ministerium des Innern, bei der Arbeitsgemeinschaft Bildung und Jugend 
wahr? 

Ministerialrat Dr. Vollmuth wirkt zeitweilig außerhalb seines dienstlichen Be- 
reichs in der Arbeitsgemeinschaft mit. 


20. Vertritt er als Mitglied die Interessen der Bundesregierung bei der Arbeits- 
gemeinschaft Bildung und Jugend? 

Nein, nicht als Vertreter der Bundesregierung. 


21. Welches Interesse verfolgt die Bundesregierang als Mitglied, vertreten 
durch Dr. Joachim Vollmuth bei der Arbeitsgemeinschaft? 

Keine; die Mitgliedschaft liegt in der persönlichen Sphäre der Bediensteten. 


22. Stimmt die Bundesregierung der Aussage zu, dass durch die Mitglied- 
schaft von Dr. Joachim Vollmuth Themen der Bundesregierung bei der Ar- 
beitsgemeinschaft implementiert werden sollen? 

a) Wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung solch eine indirekte Ein- 
flussnahme auf Leminhalte und Lemmaterial? 

b) Wenn nein, warum nicht? 

a) Nein; siehe Antwort zu Frage 21. 


23. Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Vorsitzende der Arbeitsgemein- 
schaft Bildung und Jugend, Dr. Eva-Maria Kabisch, im Auftrag der Arbeits- 
gemeinschaft bzw. der Stiftung bei Veranstaltungen in Zusammenarbeit 
mit Wirtschaftsuntemehmen und Verbänden handelt? 


Siehe Antwort zu Frage 18. 
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24. Wie bewertet die Bundesregierung diese Zusanunenarbeit und sieht sie 
hierin eine Beeinflussung, insbesondere von Unternehmen und Verbänden 
aus der Versicherungswirtschaft, auf die Ausgestaltung der Unterrichts- 
materialien, die im Auftrag des BMAS und anderer Ministerien herausge- 
geben werden? 

a) Wenn ja, besteht für die Bundesregierung Anlass, ihren Vertreter aus 
der Arbeitsgemeinschaft Jugend und Bildung nicht ruehr als Mitglied 
bzw. „Partner“ zu entsenden? 

b) Wenn nein, warum nicht? 

Siehe Antwort zu Frage 18. 


25. Wie steht die Bundesregierung zu der Tatsache, dass die finanzielle Be- 
lastung in der GRV nicht allein durch Einbeziehung des stets genaimten 
Altenquotienten, der bis 2050 um dramatisch wirkende 77 Prozent steigt, 
sondern erst durch die Berücksichtigung des Gesamtquotienten (das Ver- 
hältnis der Jungen und Alten zu den Erwerbsfähigen), richtig widergespie- 
gelt wird? 

Die Bundesregierung sieht zum Thema der Anfrage keinen Zusammenhang und 
verweist bezüglich der zukünftigen Finanzentwicklung der gesetzlichen Renten- 
versicherung auf den (jährlichen) Rentenversicherungsbericht (2006; Bundes- 
tagsdrucksache 16/3700). 


26. Wie würde die Bundesregierang gegenüber Schülerinnen und Schülern 
die Tatsache erklären, dass die Gesetzliche Rentenversicherung 90 Jahre 
lang ein Renteneintrittsalter von 65 Jahren bei einer Steigerung der Le- 
benserwartung von über 30 Jahren verkraften konnte, die Anhebung des 
Renteneintrittsalters auf 67 Jahre aber notwendig sei, obwohl die Lebens- 
erwartung bis 2050 voraussichtlich nur um weitere sechs Jahre steigt? 

Die Position der Bundesregierung zur Frage der Anhebung der Altersgrenzen ist 
ausführlich in der Begründung des Regierungsentwurfs eines Gesetzes zur An- 
passung der Regelaltersgrenze an die demografische Entwicklung und zur Stär- 
kung der Finanzgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-Alters- 
grenzenanpassungsgesetz) dargelegt worden. 


27. Warum werden die Schülerinnen und Schüler nicht darüber informiert, 
dass nicht die Alterung der Gesellschaft als solche, sondern u. a. die hohe 
Arbeitslosigkeit, die Abnahme sozialversicherangspflichtiger Beschäfti- 
gungsverhältnisse sowie die Zunahme von geringfügigen Beschäftigungs- 
verhältnissen in Form von Mini- und Midijobs Ursachen für die finanziel- 
len Engpässe der GRV sind? 

Siehe Antwort zu Frage 8. 


28. Warum werden die Schülerinnen und Schüler nicht darauf aufmerksam 
gemacht, dass durch den Abschluss einer staatlich geforderten Altersvor- 
sorge (Riester-Rente bzw. Betriebsrente) die Arbeitnehmeriimen und 
Arbeitnehmer einseitig zusätzlich um bis zu vier Prozent ihres Bruttolohns 
belastet werden? 


Siehe Antwort zu Frage 8. 
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